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Kosten 

20 Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei zur 
Tragung der Kosten zu verurteilen. Nach Artikel 70 der Verfahrensordnung 
tragen die Organe jedoch in Rechtsstreitigkeiten mit Bediensteten der Ge­
meinschaften ihre Kosten selbst. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF (Erste Kammer) 

für Recht erkannt und entschieden: 

1. Die Klage wird abgewiesen. 

2. Jede Partei trägt ihre eigenen Kosten. 

Koopmans O'Keeffe Bosco 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 12. Januar 1984. 

Der Kanzler 

P. Heim 

Der Präsident der Ersten Kammer 

T. Koopmans 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS SIMONE ROZÈS 
VOM 24. NOVEMBER 1983 1 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter, 

Sie haben über eine Klage zu entschei­
den, die am 27. September 1982 von 

Frau Manette Krecké, verheiratete Tur­
ner, erhoben worden ist; die Klägerin 
begehrt die Aufhebung einer Entschei­
dung der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften vom 20. Oktober 1981 

1 — Aus dem Französischen übersetzt. 
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und die Zahlung von 250 000 BFR als 
Ersatz für den erlittenen immateriellen 
Schaden. 

Mit dieser Klage greift die Klägerin die 
Folgerungen an, die die Kommission aus 
dem Urteil der Zweiten Kammer des Ge­
richtshofes vom 9. Juli 1981 in den 
Rechtssachen 59 und 129/80 (Turner/ 
Kommission) 1 gezogen hat. 

Der Tenor dieses Urteils hob eine Ent­
scheidung vom 4. Mai 1979, mit der 
Frau Turner aufgrund einer Reorganisa­
tion der Dienststellen in eine neue Plan­
stelle eingewiesen worden war, sowie 
eine Entscheidung vom 20. Mai 1980 
auf, mit der die Klägerin von Amts we­
gen auf eine Planstelle in der Generaldi­
rektion XII (Wissenschaft, Forschung 
und Entwicklung) versetzt worden war. 

In den Entscheidungsgründen des Urteils 
ist unter der Randnummer 72 2 folgendes 
ausgeführt: 

„Gemäß Artikel 176 Absatz 1 EWG-
Vertrag hat die Verwaltung die Lage der 
Klägerin anhand der Grundsätze, auf de­
nen dieses Urteil beruht, erneut zu prü­
fen und neue Maßnahmen für ihre zu­
künftige Verwendung zu treffen.“ 

Infolge des Urteils befand sich die Klä­
gerin also wieder auf ihrem vorherigen 
Dienstposten als Hauptverwaltungsrätin 
der Besoldungsgruppe A 4 in der Abtei­
lung „Ärztlicher Dienst für das Personal 
in Brüssel" der Generaldirektion IX 
(„Personal und Verwaltung“). Mit Ent­
scheidung vom 20. Oktober 1981 wies 
die Kommission sie jedoch mit ihrer 
Planstelle der Abteilung IX-A-6 („Kran­
kenversicherung, Baudarlehen“) dieser 
Generaldirektion zu; dort sollte die Klä­
gerin das Amt des Vertrauensarztes 
übernehmen. 

Frau Turner meint, diese Zuweisung 
stehe nicht mit den „Grundsätzen“ des 

Urteils vom 9. Juli 1981 im Einklang; sie 
entspreche nämlich weder ihrer Ausbil­
dung noch ihrer Berufserfahrung, außer­
dem werde sie in der Abteilung „Kran­
kenversicherung“ keineswegs benötigt. 
Demgegenüber hätte ihre endgültige 
Wiedereinweisung in den „Arztlichen 
Dienst für das Personal in Brüssel“ nicht 
nur mit den „Grundsätzen des Urteils 
vom 9. Juli 1981 im Einklang gestanden, 
sondern wäre auch voll und ganz ge­
rechtfertigt gewesen, da inzwischen für 
diesen Dienst ein Arzt als Vollzeitbeam­
ter und ein Arzt zur Aushilfe eingestellt 
worden seien. Durch ihre neue dienst­
liche Verwendung werde sie von der 
Ausübung der „Heilkunde“ ausgeschlos­
sen, in der sie mehr als 25 Jahre lang 
tätig gewesen sei. Folglich sei die Ent­
scheidung vom 20. Oktober 1981 unzu­
länglich oder unrichtig begründet und 
ermessensmißbräuchlich; außerdem er­
fülle sie den Tatbestand eines rechtswid­
rigen Eingriffs, der einen Anspruch auf 
angemessene Entschädigung begründe. 

I — Es ist zunächst zu prüfen, ob die 
Kommission verpflichtet war, die Kläge­
rin rückwirkend und endgültig wieder in 
ihre frühere Stelle einzuweisen. 

Infolge des Urteils vom 9. Juli 1981 be­
fand sich Frau Turner wieder auf ihrem 
vorherigen Dienstposten, doch erschöp­
fen sich hierin nach meinem Dafürhalten 
die Urteilswirkungen. Das Urteil wollte 
— dies wäre im übrigen auch nicht mög­
lich gewesen — der zukünftigen dienst­
lichen Verwendung der Klägerin nicht 
vorgreifen. 

Die Kommission besitzt die Organisa­
tionsgewalt über ihre Dienststellen. Das 
Urteil vom 9. Juli 1981 hat die Reorgani­
sation der Generaldirektion „Personal 
und Verwaltung“ nicht mißbilligt; es hat 
auch nicht die Angliederung der Abtei­
lung „Krankenversicherung, Baudarle­
hen“ an die Direktion B („Allgemeine 

1 — Slg. 1981, 1883. 

2 — Slg. 1981, 1921. 
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Verwaltung“) dieser Generaldirektion — 
diese Abteilung gehörte zuvor zur Direk­
tion Β („Management und Organisa­
tion“) — in Frage gestellt. Seit Oktober 
1980 ist der Ärztliche Dienst in Brüssel 
also dem Generaldirektor unterstellt. 

Das Urteil vom 9. Juli 1981 stand einer 
späteren neuen Verwendung der Kläge­
rin nicht entgegen, sofern diese Verwen­
dung durch die dienstlichen Erforder­
nisse und die Qualifikationen der Betrof­
fenen gerechtfertigt sein würde; diese 
Voraussetzungen sind von uns zu unter­
suchen. 

1. Die Kommission trägt vor, bereits 
vor dem Urteil vom 9. Juli 1981 sei die 
Arbeitsbelastung der zentralen Abrech­
nungsstelle des gemeinsamen Krankheits­
fürsorgesystems ständig angewachsen. 
Aufgabe dieser Stelle ist es insbesondere, 
Anträge auf Erstattung in Höhe von 
100 % bei schweren Krankheiten und 
die Anträge von Beamten auf vorherige 
Genehmigung von Kuraufenthalten zu 
bearbeiten. Vor der Zuweisung der Klä­
gerin am 20. Oktober 1981 erfüllte ledig­
lich ein Arzt diese Aufgabe, wobei er bei 
weitem die ihm bei seiner Halbtagsbe­
schäftigung zur Verfügung stehende Zeit 
überschritt. Diese Lage konnte erst im 
Jahr 1981 nach der Bereitstellung einer 
zusätzlichen Haushaltsplanstelle verbes­
sert werden. Vor der Schaffung dieser 
Planstelle machte die Kommission von 
dem Verfahren die Neuzuweisung eines 
Beamten mit seiner Planstelle ohne die 
Veröffentlichung einer Stellenausschrei­
bung Gebrauch. 

Nach der Rechtsprechung des Gerichts­
hofes ist eine derartige Praxis zulässig; in 
der Rechtssache Kindermann hat der 
Gerichtshof in eindeutiger Weise dazu 
bemerkt: 

„ … die gegenüber dem Kläger getrof­
fene Entscheidung [führt], weil der Stel­
leninhaber mit seiner Stelle umgesetzt 

wird, nicht zu einer freien Planstelle und 
stellt daher keine Versetzung im Sinne 
des Statuts dar.“ 1 

Am 1. April 1983 wurde der erwähnte 
Arzt durch einen anderen Arzt ersetzt, 
der ebenfalls nur halbtags beschäftigt ist. 
So erledigen bis heute die Klägerin als 
Vollzeitkraft etwa zwei Drittel und die­
ser neue Arzt etwa ein Drittel der Arbeit. 
Diese Arbeitsverteilung gestattet den 
Schluß, daß die Zuweisung von Frau 
Turner zur Abrechnungsstelle gerechtfer­
tigt war. 

Im übrigen hat in einem Urteil vom 14. 
Juli 1983 2 die Zweite Kammer des Ge­
richtshofes ausgeführt, daß 

„die Probleme, die das Ausscheiden des 
Beamten möglicherweise seiner vorheri­
gen Dienststelle verursacht, der Nutzen, 
den seine neue Dienststelle aus der Neu­
zuweisung ziehen kann, . . . Überlegun­
gen [sind]", die unter den weiten Ermes­
sensspielraum fallen, den der Gerichtshof 
bislang den Organen der Gemeinschaft 
„bei der Organisation ihrer Dienststellen 
entsprechend den ihnen übertragenen 
Aufgaben und bei der Verwendung des 
ihnen zur Verfügung stehenden Perso-' 
nais für diese Aufgaben“ zuerkannt hat. 

2. Die im gegenseitigen Einvernehmen 
aller Organe verabschiedete Regelung 
bestimmt, daß jeder Abrechnungsstelle 
ein Vertrauensarzt beigegeben wird. 
Über dieser Stelle vorgelegte Anträge auf 
vorherige Genehmigung als Vorausset­
zung für die Übernahme von Krank­
heitskosten kann erst nach Anhörung des 
Vert rauensarztes entschieden werden; 
diese Prüfung macht einen wesentlichen 
Teil der Arbeit dieses Arztes aus. 

Es ist unstreitig, daß dieser Posten eines 
Vertrauensarztes nicht „Personen zu-

1 — Urteil vom 21. 5. 1981, Rechtssache 60/80, Kinder­
mann, Slg. 1341, Randnummer 13. 

2 — Rechtssache 176/82, Nebe, Randnummer 18, Slg. 1983, 
2486. 
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gänglich [ist], die keine wirkliche ärzt­
liche Ausbildung oder doch nur eine un­
vollständige Ausbildung auf medizini­
schem Gebiet [besitzen]“ 1. Frau Turner 
ist als Arzt also voll und ganz für einen 
derartigen Vollzeitposten in der Abrech­
nungsstelle in Brüssel, der wichtigsten 
Abrechnungsstelle aller Organe, qualifi­
ziert. 

Folglich können die der Klägerin mit 
Wirkung vom 20. Oktober 1981 übertra­
genen Aufgaben nicht als „unklar“ im 
Sinne des Urteils vom 9. Juli 1981 2 an­
gesehen werden. 

Es sei darauf hingewiesen, daß nach dem 
Urteil Nebe vom 14. Juli 1983 3 

„ein Beamter sein persönliches Interesse 
nicht den Maßnahmen entgegenhalten 
kann, die die Behörde zur Organisation 
oder Rationalisierung der Dienststellen 
getroffen hat und die als dem dienst­
lichen Interesse entsprechend anerkannt 
werden". 

Die angefochtene Entscheidung scheint 
mir also frei von Sachverhalts- und 
Rechtsirrtümern zu sein. 

Zum angeblichen Ermessensmißbrauch 
ist lediglich zu bemerken, daß die Ent­
scheidung über die Neuzuweisung nicht 
ermessensmißbräuchlich sein kann, wenn 
sie dem dienstlichen Interesse entspricht. 

Daraus folgt, daß der Antrag auf Scha­
densersatz nicht begründet ist. 

II — Die Klägerin rügt aber gleichfalls, 
daß sie zwischen dem 9. Juli 1981, dem 

Datum der Verkündung des Urteils, und 
dem 20. Oktober 1981 weder Weisungen 
noch Arbeit in der Generaldirektion XII 
erhalten habe. 

Der in Artikel 34 Absatz 2 EGKS-Ver-
trag enthaltene Grundsatz, wonach die 
Hohe Behörde über eine angemessene 
Frist verfügt, um die Maßnahmen zu er­
greifen, die sich aus dem Nichtigkeitsur­
teil ergeben, dürfte auf die Artikel 176 
und 171 EWG-Vertrag übertragbar sein. 
Im vorliegenden Fall erscheint mir ange­
sichts der Ferienzeit und des Urlaubs der 
Klägerin der Zeitraum von wenig mehr 
als drei Monaten zwischen der Verkün­
dung des Urteils und ihrer Neuzuwei­
sung nicht übermäßig lang. 

Ihre vorläufige Wiedereinweisung hat für 
die Klägerin weder einen Verlust der Be­
soldungsgruppe noch eine Verringerung 
der Dienstbezüge nach sich gezogen. Die 
Unmöglichkeit, während dieses Zeit­
raums die „Heilkunde“ auszuüben, ist 
Folge der durch das Urteil geschaffenen 
neuen Lage sowie der Maßnahmen, die 
inzwischen in der früheren Dienststelle 
der Betroffenen vorgenommen worden 
waren. 

Es sei noch hinzugefügt, daß dem An­
trag auf Aussetzung des Vollzugs im Zu­
sammenhang mit den Klagen in den 
Rechtssachen 59 und 129/80 nicht statt­
gegeben wurde und daß die Klägerin 
sich selbst gegen ihre Zuweisung zum 
„Ärztlichen Dienst Brüssel für das Per­
sonal in Brüssel“ vom 8. Juni 1979 
wandte. 

Ich schlage daher vor, die Klage abzuweisen und jeder Partei ihre eigenen 
Kosten aufzuerlegen. 

1 — Randnummer 65 des Urteils vom 9. 7. 1981, Slg. 1981, 
1919. 

2 — Randummer 61 des Urteils vom 9. 7. 1981, Slg. 1981, 
1918. 

3 — Rechtssache 176/82, Nebe, Randnummer 19, Slg. 1983, 
2486. 

17 


